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Sitzungsvorlage: 164/2026
 
Federführung: 4.1.2. Baurechtsbehörde / Untere Denkmalschutzbehörde Datum: 
10.04.2026
Verfasser: Herbst, Jens
 
Beteiligung: 3.1. Haushalts- und Finanzwesen, Eigenbetriebe
4.1. Stadtplanung und Bauordnung
4.3. Gebäudemanagement
Dezernat 3 - Stadtentwicklung und Recht
 
 
Gremium Termin Beratung ö / nö Zuständigkeit
Gemeinderat 11.05.2026 öffentlich zur Entscheidung
 
 
 

Sanierungsgebiet VIII "Untere Breite"
Beschluss über den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen gem § 141 
Abs. 3 BauGB
 
 
I. Beschlussvorschlag:
 
Der Gemeinderat beschließt gemäß § 141 Abs. 3 Baugesetzbuch den Beginn 
der vorbereitenden Untersuchungen zum Zweck der Prüfung der 
Sanierungsbedürftigkeit. 
 
1. Das Gebiet „Untere Breite“ wurde als städtebauliches Problemgebiet 

ermittelt. Der Gemeinderat beschließt deshalb zur Prüfung der Sanierungs-
bedürftigkeit, vorbereitende Untersuchungen nach § 141 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) im Gebiet „Untere Breite“ durchführen zu lassen. Als 
vorläufige Ziele und Zwecke der Sanierung werden bestimmt: 
 
- Schaffung von Wohnraum durch Umnutzung, Modernisierung und 

Aktivierung von Flächen und leerstehenden Immobilien. Insbesondere 
durch die Modernisierung der städtischen Wohnungen im Bereich 
Falkenweg und durch Nachverdichtungsmaßnahmen im Lerchenweg, 
 

- Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel 
sowie zur ökologischen Erneuerung, mit den vordringlichen Handlungs-
feldern Energieeffizienz im Altbaubestand, Verbesserung des Stadtklimas, 
Aktivierung der Naturkreisläufe im Gebiet und Verbesserung der grünen 
und blauen Infrastruktur durch z.B. Offenlegung des Rebbaches im Gebiet,
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- Stärkung, Revitalisierung und Erhalt der Funktionsfähigkeit des bestehen-

den Ladenzentrums im Stadtteilzentrum, insbesondere durch die Sicher-
stellung der Nahversorgung und Daseinsvorsorge sowie die Aufwertung 
des öffentlichen Raumes, 
 

- Neustrukturierung und Umnutzung leerstehender, fehl- oder minderge-
nutzter Flächen und baulich vorgenutzter Brachflächen für den Neubau von
immer wichtiger werdenden Infrastrukturprojekten,
 

- Aufwertung des öffentlichen Raumes und des Wohnumfeldes durch 
Schaffung, Erhalt und Qualifizierung multifunktionaler Grün- und Freiräume
sowie durch Entsiegelung und gestalterische Aufwertung des Grünzugs, 
 

- Sicherung und Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch 
Erhalt und Aufwertung von Wohnungsbestand und Wohnumfeld in 
Quartieren mit besonderem Entwicklungsbedarf sowie durch Maßnahmen 
für kindgerechte Stadtteile. 

 
2. Das Untersuchungsgebiet ist im Lageplan vom 23.04.2026 umgrenzt, der 

Plan ist Bestandteil dieses Beschlusses. 
 

3. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist auf die 
Auskunftspflicht nach § 138 BauGB hinzuweisen. 

 

 
II. Finanzielle Auswirkung:
 
Gibt es finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt Weingarten?

 Nein, es gibt keine finanziellen Auswirkungen auf den Haushalt
 Ja, es gibt finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt

Ausführung:
Mit Bescheid des Regierungspräsidiums Tübingen vom 14.04.2026 wurde die 
Stadt Weingarten mit der Maßnahme „Untere Breite“ in das Bund-Länder-
Programm „Sozialer Zusammenhalt“ (SZP) aufgenommen. Zudem wird ein 
Förderrahmen von zunächst 1,5 Mio. € zur Verfügung gestellt. Dies entspricht 
Finanzhilfen des Bundes und des Landes in Höhe von 900.000 € (60 %) sowie
einem kommunalen Eigenanteil von 600.000 € (40 %).

 

 
III. Vor-Einschätzung der Klimaauswirkung:
 
Gibt es eine Klimaauswirkung?

 Nein, es gibt keine Klimaauswirkung
 Nein, es gibt keine direkte Klimaauswirkung
 Ja, es gibt eine direkte oder indirekte Klimaauswirkung

Ausführung:  keine
 
 
IV. Grund für Nichtöffentlichkeit des Tagesordnungspunktes gem. § 35 GemO:
 
Ausführung: Keine
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V. Hinweis auf das Mitwirkungsverbot wegen Befangenheit gem. § 18 GemO:
 
Aufgrund von § 18 GemO wird darauf hingewiesen, dass bei der Behandlung des oben
genannten Tagesordnungspunktes keine Mitglieder des Gemeinderates beratend oder
entscheidend mitwirken dürfen, bei denen die Entscheidung eine Angelegenheit
betrifft, die Ihnen, Ihren Angehörigen oder einer von Ihnen Vertretenen natürlichen
oder juristischen Person unmittelbar einen Vor- oder Nachteil bringt.
Die Mitglieder des Gemeinderates werden hiermit aufgefordert, sich von der Beratung
und Entscheidung über den oben genannten Tagesordnungspunkt selbst für befangen
zu erklären, sowie sie bei sich selbst die genannten Voraussetzungen hierfür als
gegeben sehen. 
 
 
VI. Sachverständige / Referenten zu diesem Tagesordnungspunkt:
 
Keine
 
 
VII. Sachverhalt:
 
Die Stadt Weingarten stellte im September 2025 einen Antrag zur Aufnahme des Ge-
bietes „Untere Breite“ in ein Förderprogramm der städtebaulichen Erneuerung. Als 
Grundlage zur Antragstellung hatte die Wüstenrot Haus- und Städtebau GmbH 
(WHS) eine städtebauliche Grobanalyse erstellt. Es wurden erste Bestandsaufnah-
men, wesentliche Mängel und Missstände, der Entwurf eines Neuordnungskonzepts 
sowie Ausgangspunkte für weitere Planungen dargestellt. Das Grobkonzept war 
Grundlage für den Beschluss des Gemeinderates, einen Antrag zur Aufnahme in das
Programm zur Städtebauförderung zu stellen (Sitzungsvorlage 256/2026). 
 
Mit Bescheid des Regierungspräsidiums Tübingen vom 14.04.2026 wurde die Stadt 
Weingarten mit der Maßnahme „Untere Breite“ in das Bund-Länder Programm 
„Sozialer Zusammenhalt (SZP) aufgenommen. Es wurde ein Förderrahmen von 
1.500.000 € zur Verfügung gestellt, dies entspricht Finanzhilfen des Bundes/Landes 
in Höhe von 900.000 € (60 %) sowie einem kommunalen Eigenanteil in Höhe von 
600.000 € (40 %).  
 
Voraussetzung für den Abruf und die Verwendung von Fördermitteln ist die Aus-
weisung eines Sanierungsgebiets nach dem Baugesetzbuch (BauGB). Vor der förm-
lichen Festlegung des Sanierungsgebiets hat die Stadt Weingarten sogenannte vor-
bereitende Untersuchungen gem. § 141 BauGB durchzuführen. Im Rahmen derer 
sind die erforderlichen Beurteilungsgrundlagen u. a. für die sozialen, strukturellen 
und städtebaulichen Verhältnisse und Zusammenhänge sowie die anzustrebenden 
Sanierungsziele zu erheben. 
 
Das Gebiet der vorbereitenden Untersuchungen wird so abgegrenzt, dass alle unter-
suchungswürdigen Bereiche miteinbezogen werden. Bei der späteren förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets kann die Sanierungsmaßnahme auf ein mög-
licherweise kleineres Gebiet beschränkt werden. Für die Bestimmung des förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiets bilden die Ergebnisse der durchzuführenden vorbe-
reitenden Untersuchungen die Entscheidungsgrundlage.
 
Bis zur Fertigstellung der vorbereitenden Untersuchungen gelten die im Beschluss-



164/2026 Seite 4 von 4

vorschlag aufgeführten vorläufigen Sanierungsziele.
 
 
Hinweis: Auskunftspflicht nach § 138 BauGB:
 
Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur Nutzung eines Grund-
stücks, Gebäudes oder Gebäudeteils Berechtigte, sowie ihre Beauftragten sind ver-
pflichtet, der Stadt Weingarten oder ihren Beauftragten Auskunft über die Tatsachen 
zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbedürftigkeit eines Ge-
bietes oder zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung erforderlich sind. An 
personenbezogenen Daten können insbesondere Angaben der Betroffenen über ihre
persönlichen Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich 
über die Berufs-, Erwerbs- und Familienverhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbe-
dürfnisse, die sozialen Verflechtungen sowie über die örtlichen Bindungen, erhoben 
werden (§ 138 Abs. 1 BauGB). Verweigert ein Auskunftspflichtiger die Auskunft kann 
ein Zwangsgeld wiederholt angedroht und festgesetzt werden (§ 138 Abs. 4 i.V.m. § 
208 Satz 2 bis 4 BauGB).
 

 
VIII. Anlagen:
 
Anlage 1: Lageplan Abgrenzung Untersuchungsbereich vom 23.04.2026
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